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Einführung 

I. Faktische Etablierung 

In seinen Regierungserklärungen vom 13. Oktober 1982 und4. Mai 1983 1 

hatte Bundeskanzler Helmut Kohl mit einer beinahe schon zur Tradition 
gewordenen Übung seiner unmittelbaren Amtsvorgänger gebrochen, indem 
er darauf verzichtete, für den einen oder anderen Schwerpunktbereich seiner 
Regierungstätigkeit die Bestellung eines Beauftragten anzukündigen, 
obwohl es an geeigneten Objekten gewiß nicht gefehlt hätte.2 Solche Absti-
nenz ist beileibe nicht selbstverständlich, sind doch gerade Regierungserklä-
rungen der Ort und die Gelegenheit, politische "Weichenstellungen" oder 
zumindest Akzentverschiebungen auch im Organisatorischen sinnfällig zum 
Ausdruck zu bringen. 3 Frühere Bundeskanzler vermochten diesen Versu-
chungen frisch gewonnener Amtsautorität jedenfalls nicht immer zu wider-
stehen. So wurde nur zwei Monate nach der Regierungserklärung von Willy 
Brandt am 28. Oktober 19694 ein "Beauftragter der Bundesregierung für 
Angelegenheiten des Naturschutzes" im Bundeskanzleramt berufen5, der 
seine Tätigkeit aber schon kurze Zeit später wieder einstellte. Am 21.11.1978 
hatte Bundeskanzler Helmut Schmidt, die Zahl der Ausländer hatte die 
Vier-Millionen-Grenze beinahe erreicht6, einen ehemaligen Ministerpräsi-
denten zum "Beauftragten der Bundesregierung für die Integration ausländi-

I Vgl. StenBer der 121. Sitzung des 9. Deutschen Bundestages, S. 7213 ff. und der 4. 
Sitzung des 10. Deutschen Bundestages, S. 56 A ff. 

2 So hatte der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen 
nur neun Tage nach der ersten Regierungserklärung die Einsetzung eines unabhängigen 
Finanzexperten als "Sparkommissar" im Januar 1983 angekündigt, der einen Plan für 
umfangreiche "Streichmaßnahmen" von Staatsausgaben ersteJlten soJlte - eine bis zum 
heutigen Tage jedoch noch nicht verwirklichte Absicht! vgl. die kurze Mitteilung in: FAZ 
Nr. 246 v. 23.10.1982, S. 13; zu dem berühmten historischen Vorgänger: Karl Bilfinger, Der 
Reichssparkommissar, 1928 und Moritz Saemisch, Der Reichssparkommissar und seine 
Aufgaben, 1930. 

3 Vgl. dazu auch: Klaus v. Beyme, Die großen Regierungserklärungen der deutschen 
Bundeskanzler von Adenauer bis Schmidt, 1979, Einleitung, S. 7 (11), neuerdings umfas-
send: Rudolf Steinberg, Politik und Verwaltungsorganisation, 1979 und Gunnar Folke 
Schupperr, Die Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch verselbständigte Verwaltungsein-
heiten, 1981, bes. S. 236/237. 

4 Vgl. StenBer der 5. Sitzung des 6. Deutschen Bundestages, S. 20 B (28 B). 
j Vgl. die Kurzmitteilung in: Bulletin Nr. Iv. 6.1.1970, S. 8. 

6 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 1979 für die Bundesrepu-
blik Deutschland, 1979, S. 66. 
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scher Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen" bestellt7, dessen 
Aufgabe seit 1980 von einer ehemaligen Staatsministerin wahrgenommen 
wurde8, die dieses Amt aber nur drei Tage nach dem Ende der SPD/FDP-
Koalition im Bund im September 1982 niedergelegt hat9, um es am 3. 
November 1982 jedoch schon wieder aufzunehmen. lo Wieder zwei Jahre 
später, am 24. November 1980, rechtzeitig vor Beginn des "Internationalen 
Jahres der Behinderten" I I , hatte derselbe Bundeskanzler in seiner Regie-
rungserklärungl2 die Bestellung eines "Beauftragten der Bundesregierung für 
die Belange der Behinderten" angekündigt, welcher nach einigem Suchen 
schließlich auch im Parlamentarischen Staatssekretär des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung gefunden wurde. 13 Nach dem Regierungs-
wechsel im September 1982 wurde jedoch auch er abgelöst - von einem 
Bundestagsabgeordneten der Christlich Sozialen Union. 14 Zumindest was 
die Bestellung von Beauftragten betrifft, scheinen die Vorschläge der Pro-
jektgruppe für Regierungs- und Verwaltungsreform aus dem Jahre 197215 

also durchaus nicht auf taube Ohren gestoßen zu sein. 16 Um jedoch dem 
Eindruck vorzubeugen, daß es nur oder hauptsächlich der Bund sei, der sich 
so beauftragten-freundlich gibt, sei im folgenden auch ein kurzer Blick auf 
die Länder geworfen. So hatte der bremische Bürgermeister Koschnik -
ebenfalls in einer Regierungserklärung! - am 12. Dezember 1979 die Einset-
zung einer Landesbeauftragten für die Verwirklichung der Gleichbe-

7 Mit der Vorlage eines Berichts über_"Stand und Weiterentwicklung der Integration 
der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien in der Bundesrepublik Deutschland", 
Bonn, September 1979, besser bekannt unter der Bezeichnung .. Kühn-Memorandum", 
war dessen Aufgabe erfüllt. 

8 Vgl. das Interview mit Liselotte Funcke zu Beginn ihrer Tätigkeit in: Rheinischer 
Merkur/Christ und Welt v. 30.1.1981, S. 2 und deren Bericht vom 11.5.1982 über .. Daten 
und Fakten zur Ausländerpolitik", teilweise auch in: Der Landkreis 1982,273-275. 

9 Vgl. die kurze Mitteilung in: FAZ NT. 218 v. 21.9.1982, S. 1. 
10 V gl. Bulletin N r. 106 v. 6.11.1982, S. 975; Differenzen mit der Ausländerpolitik des 

Bundesministers des Innern führten im August 1983 zu erneuten Rücktrittsdrohungen, 
vgl. FAZ NT. 195 v. 24.8.1983, S. 5 und Nr. 196 v. 25.8.1983, S. 4/8. 

11 Vgl. dazu: Karl-Ludwig Holtz(Hrsg.), War's das? Eine Bilanzzum lahrder Behinder-
ten, 1982; auch: BT-Drucks. 9/1155, 9/1635, 9/2240, 9/2260. 

12 Vgl. StenBer der 5. Sitzung des 9. Deutschen Bundestages, S. 25 A (33 C). 

IJ Nach dem Ministerwechsel von Herbert Ehrenberg zu Heinz Westphal wurde er 
jedoch entlassen; seither fungierte er als "freischwebender" Beauftragter im BMA, vgl. die 
Mitteilung in: .. Der Spiegel" NT. 33 v. 16.8.1982, S. 14. 

14 Vgl. Bulletin NT. 106 v. 6.11.1982, S. 975. 

15 Die Projektgruppe hatte bekanntlich vorgeschlagen, "bei der Regierungsbildung 
bestimmte Politikbereiche dadurch besonders auszuweisen, daß sie einem Bundesbevoll-
mächtigten ausdrücklich übertragen werden", vgl. Dritter Bericht zur Reform der Struk-
tur von Bundesregierung und Bundesverwaltung, November 1972, Teil 11, S. 22 (32). 

16 Vgl. den hinsichtlich der Realisierung ansonsten eher zurückhaltenden Erfahrungs-
bericht von Man/red Lepper, Das Ende eines Experiments, Die Verwaltung 1976,478-499. 
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rechtigung der Frau angekündigt 17, ein fast genau auf den Tag ein Jahr 
später tatsächlich auch eingelöstes Versprechen. 18 Als gegen Ende der siebzi-
ger Jahre die Zahl der Drogentoten dramatisch in die Höhe geschnellt war l9 , 

wurden allerorts, namentlich im rhein land-pfälzischen Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Umwelt20 und an allen Schulen dieses Bundeslan-
des Drogenbeauftragte bestellt. Nachdem am 6. Mai 1980 eine Rekrutenver-
eidigung in einem Bremer Fußballstadion gewaltsam gestört worden war, 
setzte der Bremische Senat einen ehemaligen Justizsenator als "Sonderbeauf-
tragten" zur Untersuchung der Krawalle ein. 21 Der Bayerische Sozialmini-
ster hatte im Oktober 1980 beim Landesversorgungsamt einen "Beauftragten 
für die Opfer des Attentats auf dem Münchener Oktoberfest" ins Leben 
gerufen. 22 Das alles sind zugegebenermaßen nur einige wenige und darüber-
hinaus durchaus eher spektakuläre Beispiele für die mehr oder weniger vom 
politischen Tagesgeschehen diktierte Verwendung von Beauftragten aus 
neuerer Zeit. Dies sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß Beauf-
tragte durchaus auch in ruhigeren Zeiten und Situationen zum Einsatz 
gelangen. Ja, es ist gerade ihr fast unbemerkter, scheinbar unaufhaltsamer 
und vor allem offenbar unkontrollierter Aufstieg zum Faktum, zur Normali-
tät, der sie überhaupt erst zum Gegenstand wissenschaftlicher Reflexion 
werden läßt. Denn nur allzu bereitwillig ist man geneigt, diesem Sieg der 
Faktizität auch die rechtliche und politische Unbedenklichkeit zu bescheini-
gen. Erinnert sei in diesem Zusammenhang nur an die beinahe schon klas-
sisch zu nennenden Haushaitsbeauftragten in Bund und Ländern2J , an den 

17 Vgl. PIPr der 2. Sitzung der 10. Bremischen Bürgerschaft, S. 82 (97 C); die vom 
Protokoll verzeichneten Reaktionen können durchaus als repräsentativ gelten, sie reichen 
von "Beifall bei der SPD" bis zu "Mein Gott!" (Abg. Ostendorff - FDP). 

IR Vgl. das Gesetz über die Errichtung der Bremischen Zentralstelle für die Verwirkli-
chung der Gleichberechtigung der Frau v. 16.12.1980 (GBI S. 399). 

19 Zu Einzelheiten vgl.: Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung Baden-
Württemberg (Hrsg.), Landesprogramm gegen den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch 
in Baden-Württemberg 1980, Oktober 1980 und: Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Umwelt Rheinland-Pfalz (Hrsg.), Drogenbericht 1980/1981, März 1981, S. 15 = 
LT-Drucks. 9/1343 v. 30.3.1981, sowie dass. (Hrsg.), Drogen- und Rauschmittelmiß-
brauch, 1983, bes. S. 51 ff. 

211 Vgl. Rheinland-Pfälzischer Drogenbericht 1980/1981, S. 22. 
21 Vgl. dazu die Erklärung des Bremischen Bürgermeisters Koschnik in der 14. Sitzung 

der 10. Bremischen Bürgerschaft am 21.5.1980, PIPrS. 923 (925 C), sowie die Dokumenta-
tion von Carl Christoph Schweitzer, Bremer Bundeswehrkrawalle, 1981; schon am 
15.3.1978 hatte auch die Bundesregierung einen Untersuchungsbeauftragten eingesetzt, 
den ehemaligen Bundesminister Hermann Höcherl, der "Fahndungspannen" im Fall Dr. 
H. M. Schleyer aufdecken sollte. 

22 Vgl. die Notiz in FAZ Nr. 245 v. 22.10.1980, S. 4. 

2.1 Vgl. dazu: Werner Patzig, Haushaltsrecht des Bundes und der Länder, Kommentar, 
Band II (1982), Teil C, § 9 BHO/LHO, Rdnr. 2 ff.; Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushalts-
recht, Kommentar, Band II (Stand: Januar 1982), § 9 BHO, Rdnr. I ff.; sowie aus der Sicht 
der wissenschaftlichen Hochschulen: Dieter Leuze, Fragen des Haushalts und Verteilung 

2 Speye, 96 




